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b) Angeklagte Jugendliche sind von Erwachsenen zu tren­
nen und so schnell wie möglich vor Gericht zu stellen.

3. Das Strafvollzugssystem soll als wesentliches Ziel der Be­
handlung der Strafgefangenen ihre Besserung und gesell­
schaftliche Rehabilitierung bezwecken. Jugendliche Straf­
fällige sind von Erwachsenen zu trennen und in einer 
ihrem Alter und ihrem Rechtsstatus entsprechenden 
Weise zu behandeln.

Artikel 11

Niemand darf lediglich wegen Unfähigkeit, eine vertrag­
liche Verpflichtung zu erfüllen, inhaftiert werden.

Artikel 12

1. Jeder, der sich rechtmäßig auf dem Territorium eines 
Staates aufhält, hat auf diesem Territorium das Recht, 
sich frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu 
wählen.

2. Es steht jedem frei, jedes Land, auch sein eigenes, zu 
verlassen.

3. Die oben genannten Rechte dürfen keinen anderen Be­
schränkungen unterworfen werden als solchen, die durch 
das Gesetz vorgesehen sind, die zum Schutz der nationa­
len Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder 
Moral oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 
sind und mit den anderen in dieser Konvention anerkann­
ten Rechten zu vereinbaren sind.

V

4. Niemandem darf willkürlich das Recht entzogen werden, 
in sein eigenes Land einzureisen.

Artikel 13

Ein Ausländer, der sich rechtmäßig auf dem Territorium 
eines Teilnehmerstaates dieser Konvention aufhält, darf aus 
diesem nur in Durchführung einer auf gesetzlicher Grundlage 
beruhenden Entscheidung ausgewiesen werden. Es muß ihm, 
wenn nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit etwas 
anderes erfordern, gestattet sein, Einwände gegen seine Aus­
weisung vorzutragen, damit sein Fall von der zuständigen 
Behörde, einer Person oder Personen, die eigens von der be­
treffenden Behörde dazu benannt worden sind, überprüft 
wird, und er muß zu diesem Zwecke gehört werden von 
jenen.

Artikel 14

1. Alle Menschen sind vor Gerichten und Tribunalen gleich. 
Jedermann hat Anspruch darauf, daß über eine straf­
rechtliche Anklage gegen ihn sowie über seine Rechte 
und Pflichten in einem Zivilprozeß in einer gerechten und 
öffentlichen Verhandlung durch ein zuständiges, unabhän­
giges und unparteiisches, auf Gesetz beruhendes Gericht 
entschieden wird.

Die Presse und die Öffentlichkeit dürfen von der Ver­
handlung ganz oder teilweise aus Gründen der Moral, 
der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicherheit 
in einer demokratischen Gesellschaft ausgeschlossen wer­
den, oder wenn dies die Interessen des Privatlebens der 
Parteien erfordern oder bis zu dem nach Ansicht des Ge­
richts uftter besonderen Umständen unbedingt notwendi­
gen Maß, wenn durch die öffentliche Verhandlung die 

‘ Rechtsfindung beeinträchtigt wird. Jedes Urteil in einer 
Strafsache oder in einer Zivilsache muß veröffentlicht

werden, ausgenommen die Interessen Jugendlicher erfor­
dern etwas anderes oder das Verfahren betrifft eheliche 
Streitigkeiten oder die Vormundschaft für Kinder.

2. Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat 
das Recht, so lange als unschuldig angesehen zu werden, 
bis er gemäß dem Gesetz für schuldig befunden worden 
ist

3. Bei der Verhandlung über ein ihm zur Last gelegtes Ver­
gehen hat jeder gleichermaßen Anspruch auf folgende 
Mindestgarantien:

a) Er muß unverzüglich in einer Sprache, die er versteht, 
und im einzelnen über den Gegenstand und den Grund 
der gegen ihn erhobenen Beschuldigungen unterrichtet 
werden.

b) Er muß angemessene Zeit und Möglichkeit für die 
Vorbereitung seiner Verteidigung und die Verbindung 
mit einem von ihm selbst gewählten Rechtsbeistand 
haben.

c) Seine Sache muß ohne ungerechtfertigte Verzögerung 
verhandelt werden.

d) Es muß in seiner Anwesenheit verhandelt werden, und 
er muß sich in eigener Person oder durch einen von 
ihm selbst gewählten rechtlichen Beistand verteidigen 
können; er muß, wenn er keinen Rechtsbeistand ge­
nießt, über sein Recht darauf belehrt werden; ihm 
muß ein rechtlicher Beistand in all jenen Fällen zu­
gewiesen werden, in denen die Interessen der Gerech­
tigkeit dies erfordern, und zwar unentgeltlich, wenn 
er nicht über ausreichende Mittel verfügt, um diesen 
zu bezahlen.

e) Er darf die Belastungszeugen befragen oder verneh­
men lassen und unter denselben Bedingungen das Er­
scheinen sowie die Vernehmung von Entlastungszeu­
gen verlangen.

f) Er hat Anspruch auf unentgeltliche Stellung eines Dol­
metschers, wenn er die Gerichtssprache nicht versteht 
oder nicht spricht.

g) Er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst 
auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.

4. Gegen Jugendliche ist das Verfahren unter Berücksichti­
gung ihres Alters und im Hinblick auf die Förderung ihrer 
Rehabilitierung durchzuführen.

5. Jeder für sein Verbrechen Verurteilte hat einen Anspruch 
darauf, daß sein Urteil und seine Strafe durch ein höhe­
res Gericht entsprechend dem Gesetz überprüft werden.

6. Wenn durch eine endgültige Entscheidung jemand wegen 
eines Vergehens verurteilt und das Urteil danach aufge­
hoben wurde, oder wenn er aufgrund einer neuen oder 
neu ermittelten Tatsache, aus der überzeugend hervor­
geht, daß ein Justizirrtum stattgefunden hat, freigespro­
chen worden ist, so hat derjenige, der aufgrund einer sol­
chen Entscheidung bestraft worden ist, Anspruch auf 
Schadenersatz, wenn nicht nachgewiesen worden ist, daß 
das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der unbekannten 
Tatsachen ganz oder nur teilweise ihm zuzuschreiben ist

7. Gegen niemanden darf erneut ein Prozeß geführt werden 
und niemand darf erneut für ein Verbrechen verurteilt 
werden, für das er bereits in Übereinstimmung mit dem 
Gesetz und der Prozeßordnung des jeweiligen Landes 
rechtskräftig verurteilt oder von dem er freigesprochen 
worden ist.


